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tungspersonals und haben entsprechende Kontrollmaßnah- 
men zu organisieren. Die zentralen Staatsorgane und die 
Räte der Bezirke werden verpflichtet, ein wirksames Kon- 
trollsystem über die Wartung und Pflege, Nutzung und 
Abstellung der Fahrzeuge zu organisieren. In den Betrieben 
sollen Kontrollinspektoren eingesetzt werden. Umfang­
reiche Festlegungen trifft die АО auch über den Einsatz der 
Kraftfahrzeuge, die mitzuführenden Dokumente sowie 
über die Abstellung der Fahrzeuge außerhalb des Betriebs­
geländes.

Ordnungsstrafen sind für den Fall angedroht, daß ins­
besondere Pflichten hinsichtlich der mitzuführenden Fahr­
aufträge, Festlegungen zur Abstellung der Fahrzeuge sowie 
Aufgaben zur Organisation und Durchführung der techni­
schen Wartung nicht erfüllt werden oder daß die erforder­
lichen Maßnahmen zur Umstellung auf die Wintemut- 
zungsperiode unterlassen wurden.

Die АО über die Meldung, Untersuchung und Auswer­
tung von Flugvorkommnissen in der zivilen Luftfahrt — 
Melde- und Untersuchungsordnung (MUO) — vom 1. Okto­
ber 1979 (GBl.-Sonderdruek Nr. 1018) regelt die Rechte und 
Pflichten im Zusammenhang mit Flugvorkommnissen. Sie 
definiert die Flugvorkommnisse und legt die Meldepflich­
ten fest, regelt die Zuständigkeit für die Untersuchung von 
Flugvorkommnissen sowie die Durchführung ihrer Unter­
suchung durch Untersuchungskommissionen. Für den Fall 
der Verletzung von Meldepflichten bei Flugunfällen und 
Störungen sowie bei Unterlassung vorgeschriebener Maß­
nahmen, die bei Flugvorkommnissen am Ereignisort zu 
treffen sind, droht die АО Ordnungsstrafen an. Mit Ord­
nungsstrafe kann auch belegt werden, wer vorsätzlich oder 
fahrlässig durch unzulässige Veränderungen am Ereignis­
ort, durch unrichtige Angaben oder nachträgliche Verände­
rung der Dokumentation bzw. anderen Beweismaterials 
die Untersuchungen von Flugvorkommnissen behindert 
oder erheblich erschwert.

*
Eine Reihe weiterer Rechtsvorschriften wurde zur Vervoll­
kommnung des Rechts auf dem Gebiet des Sozialwesens 
erlassen. Mit der VO über die Gewährung und Berechnung 
von Renten der Sozialpflichtversicherung — RentenVO — vom
23. November 1979 (GBl. I Nr. 43 S. 401) und der 1. DB dazu 
vom 23. November 1979 (GBL I Nr. 43 S. 413) werden die 
bisher in vier Verordnungen und drei Durchführungsbe­
stimmungen geregelten Bestimmungen zur Rentengewäh­
rung10 zusammengefaßt. Damit wurden die Rechtsvorschrif­
ten auf diesem für die Werktätigen so wichtigen Gebiet 
wesentlich übersichtlicher. Abweichend von der bisherigen 
Regelung wird im Titel der neuen VO zum Ausdruck ge­
bracht, daß es sich um die Rentenleistungen nach der 
Sozial p f l i c h t  Versicherung handelt (die durch die Rege­
lungen über die Freiwillige Zusatzrentenversicherung 
ergänzt werden). Die neue VO berücksichtigt alle seit 1974 
durchgeführten Verbesserungen auf dem Rentengebiet und 
spiegelt den gegenwärtigen Stand nach Verwirklichung des 
gemeinsamen Beschlusses des Zentralkomitees der SED, des 
Ministerrates der DDR und des Bundesvorstandes des 
FDGB über die weitere Erhöhung der Mindestrenten und 
anderer Renten vom 25. September 197911 wider.

Unter Berücksichtigung der Rentenerhöhungen wird mit 
der 2. DB zur UnterhaltsVO vom 6. November 1979 (GBl. I 
Nr. 40 S. 389)la festgelegt, daß ab 1. Dezember 1979 die Ein­
kommensgrenzen für die Gewährung von Unterhaltsbeträ­
gen monatlich für unterhaltsberechtigte Eltern und Groß­
eltern von bisher 350 M auf 390 M und für unterhaltsbe­
rechtigte Mütter, Väter, Großmütter und Großväter, die 
alleinstehend sind bzw. nicht im gemeinsamen Haushalt 
mit anderen Unterhaltsberechtigten leben, von 250 M auf 
260 M erhöht wurden. Unterhaltsbeträge und andere finan­
zielle Leistungen, die bisher nach der UnterhaltsVO ge­
währt wurden, werden durch die Rentenerhöhung nicht 
vermindert.

Mit der VO über Leistungen der Sozialfürsorge — Sozial- 
fürsorgeVO — vom 23. November 1979 (GBl. I Nr. 43 S. 422)
wurden die Rechtsvorschriften auf diesem Gebiet zusam­
mengefaßt, ohne sie ihrem wesentlichen Inhalt nach zu 
verändern. Die Regelungen der VO zur weiteren Verbesse­
rung der Leistungen der Sozialfürsorge vom 11. Oktober 
1979 (GBl. I Nr. 35 S. 333), nach denen die monatliche Sozial­
fürsorgeunterstützung für alleinstehende Bürger auf 230 M 
und für Ehepaare auf 360 M erhöht und der Höchstbetrag 
der Sozialfürsorgeunterstützung je Familie auf monatlich

420 M erhöht wurde, sind voll in die neue VO eingegangen. 
Für Bürger, die durch Hauswirtschaftspflege betreut wer­
den, erhöhte sich der Freibetrag vom monatlichen Netto­
einkommen auf 400 M für Alleinstehende und auf 600 M für 
Ehepaare. Das erhöhte Pflegegeld der Stufen III und IV, 
Blindengeld der Stufen IV bis VI und Sonderpflegegeld für 
Kinder wird unabhängig von der Berufstätigkeit der Eltern 
gewährt und für Kinder bereits ab Vollendung des
1. Lebensjahres vorgezogen, wenn die Voraussetzungen 
dafür vorliegen.

Die 1. DB zur SozialfürsorgeVO vom 4. Dezember 1979 
(GBl. I Nr. 43 S. 431) regelt den Anspruch auf Pflegegeld, 
Blindengeld bzw. Sonderpflegegeld.

*
Bedeutende Rechtsvorschriften wurden zur weiteren Aus­
gestaltung des sozialistischen Bildungswesens erlassen. Auf 
der Grundlage des vom IX. Parteitag der SED beschlosse­
nen Programms und der daraus abgeleiteten Aufgaben­
stellung des VIII. Pädagogischen Kongresses13 erging die 
VO über die Sicherung einer festen Ordnung an den allge­
meinbildenden polytechnischen Oberschulen — Schulord­
nung — vom 29. November 1979 (GBl. I Nr. 44 S. 433), mit 
der den höheren Anforderungen an die politisch-pädagogi­
sche und organisatorische Arbeit der Schule Rechnung 
getragen wird. Dabei sind bewährte Regelungen der bisher 
geltenden Schulordnung14 übernommen worden. Die Schul­
ordnung geht davon aus, daß die planmäßige und konti­
nuierliche Gestaltung der Bildungs- und Erziehungsarbeit, 
das einheitliche politische und pädagogische Handeln des 
Pädagogenkollektivs und die Entwicklung und Festigung 
des Schülerkollektivs grundlegende Bedingungen für die 
Vervollkommnung der kommunistischen Erziehung der 
Schuljugend und für die Sicherung hoher Leistungen in der 
Schule sind. Das stellt hohe Anforderungen an die zielge­
richtete Leitung der Schule durch den Direktor bei umfas­
sender Mitwirkung der Lehrer und Erzieher sowie der an 
der Bildung und Erziehung beteiligten gesellschaftlichen 
Kräfte. Alle Lehrer und Erzieher sind verpflichtet, die Vor­
aussetzungen dafür zu schaffen, daß jeder Schüler das Ziel 
der jeweiligen Klasse und der Schule erreichen kann. Die 
Lehrer und Erzieher haben die ihnen übertragenen Auf­
gaben zur Gestaltung eines wissenschaftlichen, parteilichen 
und lebensverbundenen Unterrichts auf der Grundlage des 
Arbeitsplans der Schule, des Klassenleiterplans und des 
Stundenplans zu erfüllen.

Die Ordnung enthält des weiteren die Pflichten und 
Rechte der Schüler, differenzierte Kriterien zur Anwen­
dung von Belobigungen und Auszeichnungen bei vorbild­
lichen Leistungen sowie zum Ausspruch von Schulstrafen 
als Reaktion auf Fehlverhalten von Schülern.

Umfassend ist die Zusammenarbeit mit den Betrieben, 
den Elternhäusern und dem Wohngebiet und — bei hart­
näckigen Schulpflichtverletzungen — mit den Organen der 
Jugendhilfe und den gesellschaftlichen Gerichten geregelt. 
Bei hartnäckigen Verletzungen der Schulpflicht durch Schü­
ler über 14 Jahren sowie bei groben Verstößen der Eltern 
gegen ihre Erziehungspflichten kann der Direktor in Über­
einstimmung mit dem Eltembeirat einen Antrag auf Bera­
tung und Festlegung von Maßnahmen an die zuständige 
Schieds- oder Konfliktkommission richten.

In enger Beziehung zur Schulordnung steht die VO über 
die Pflichten und Rechte der Lehrkräfte und Erzieher der 
Volksbildung und Berufsbildung — Arbeitsordnung für 
pädagogische Kräfte — vom 29. November 1979 (GBl. I 
Nr. 44 S. 444), deren Erlaß vor allem durch das AGB und 
die vom VIII. Pädagogischen Kongreß den Lehrern und 
Erziehern gestellten Aufgaben bedingt war. Die in den §§ 2 
und 3 der Arbeitsordnung geregelten Anforderungen, 
Pflichten und Rechte an die pädagogischen Kräfte entspre­
chen den Festlegungen in den §§ 25 bis 27 der Schulord­
nung.

Für Pädagogen an Einrichtungen, die dem Rat des 
Kreises unterstellt sind, ist der zuständige Rat Betrieb 
gemäß § 17 Abs. 2 AGB. Die im AGB für den Betriebsleiter 
festgelegten Rechte und Pflichten werden vom Kreisschul­
rat, vom Leiter der Abteilung Berufsbildung und Berufs­
beratung bzw. vom Leiter des zuständigen Fochorgans des 
Rates wahrgenommen. Die Direktoren von allgemeinbil­
denden polytechnischen Schulen und Leiter anderer Ein­
richtungen der Volksbildung, Direktoren und Leiter von 
Einrichtungen der Berufsbildung sowie Stellvertreter und 
Leiter von Teilbereichen in den genannten Einrichtungen


